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Inhalt: Bezüglich der erſteren, immerhin vertretbaren Anordnung gilt das 
zuweiſung der im Grunde der Strafbeſti 5 oben zu der bezüglichen Anordnung des Handelsminiſterial-Erlaſſes vom 
5 der S ejti der Gewerbe 2 N 1 g . 
ordnung verhängten Geldſtrafen. Von Dr. Franz Müller. Schluß) 28. Juni 1889, Z. 25.900, Geſagte; die letztere Auordnung überſieht 
j | aber wieder das noch in Kraft ſtehende Perceptionsrecht der Genoſſen— 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Eine auf das Haſtpflichtgeſetz 5. März 1869 & G Hf Pr 2 geſti ſchaftscaſſe als ſolcher. 
lage tann vom 1 e Von den nach dem Inslebeutreten des A. K. V. G. ergangenen 


abgewieſen werden, weil eine Ereignung im Verkehre einer Eiſenbahn nicht Mintjtertal- Normal-) Erläſſen find die im Einvernehmen mit dem 
e e age ik a us ae kann nur im Miniſterium des Innern ergangenen Handelsminiſterial⸗Erläſſe vom 
n ‚rorgen. — In Angelegenheiten des jelbitändigen Wirkungs⸗ 27 Oe 18 35 7 8 1894, 247 
ttefjes der k. k. Staatsbahn Directionen ist der Sit des k. 1 Aeris nicht 27. October 1890, 3. 35.169, und vom 7. November 1894, 3. 48.247 
Wien, ſondern der Standort jener Finanzprocuratur, in deren Amtsſprengel I e a Sr 3 ; ̃; 
die betreffende Staatsbahn⸗Direction gelegen iſt und welche daher das Aerar In dem erſtbezogenen Erlaſſe wird das Perceptionsrecht jener 
zu vertreten berufen it. Vereiuskrankencaſſen ſtatuirt, welcher die Genoſſenſchaft, der der Straf- 
Cine im Fabrikslocale nicht angeſchlagene, noch den Arbeitern während der fällige angehört, corporativ beigetreten iſt. 
Dauer ihres Arbeitsverhältniſſes ſonſt bekannt gemachte Arbeitsordnung kann Von dieſer Beſtimmung gilt das oben Geſagte 
ſeitens des Gewerbe⸗Inhabers gegenüber ſeinen Hilfsarbeitern nicht als eine e eee = x 15 et R 
Vereinbarung über die Kündigungsfriſt geltend gemacht werden. 95 Ferner behandelt dieſer Normalerlaß den Fall, wo der keiner Ge 
Notiz noſſenſchaft angehörende ſtraffällige Gewerbsinhaber ſeine Hilfsarbeiter 
bei einer Vereinskrankencaſſe verſichert, und beſtimmt, daß in dieſem 
Perſonalien. — Erledi = je ita ran, ige Ban 100 
ſonalie Erledigungen. Falle die Strafgelder in den Ortsarmenfond zu fließen haben, weil der 
Straffällige in dieſem Falle zur Vereinskrankencaſſe nicht beitrage- 
h pflichtig iſt. 
Zuweiſung der im Grunde der Atraf beſtimmungen Ebenſo haben nach dieſem Erlaſſe die gegen einen Unternehmer, 


8 1 . . der eine Betriebskrankencaſſe errichtet hat, wegen Uebertretung der Ge— 
der Gewer beordnung verhüngten Geldſtrafen. werbeordnung verhängten 11 0 1 den old zu fließen, 
Von Dr. Franz Miller. weil ſonſt die Strafgelder dem Unternehmer zugute kämen. r 
Schluß. dene fa wird 1 Ba eier 10 En 5 11 
L nne — , er Geldſtrafen an die etwa beſtehenden Lehrlingskrankencaſſen unſtattha 
Weife mit der 8917 e eee u ſich in abſtracter ſei, weil die Lehrlingskrankencaſſen von den Gewerbsinhabern allein er- 
verhängten Geldſtrafen Er 1m . > auf Grund der Gewerbeordnung halten werden und ſomit die Geldſtrafen im Falle ihres Einfließens in 
Aus der Zeit vor dem 9 a a 2 = ae hr die Lehrlingskrankencaſſe den Gewerbsinhaber zugute kämen. 
irusgrten i det ee e des A. K. V. G. die im Ein Im Uebrigen trifft der in Rede ſtehende Miniſterial⸗Erlaß bezüg- 
ſterial-Erläſſe vom 14. Mai 1885 = Snmern ergangenen Haudelsmini- lich der etwa gegen die Hilfsarbeiter verhängten Geldſtrafen den be- 
3.24787. 989, 3. 35.351, und vom 2. October 1885, ſprochenen analoge Zuweiſungsbeſtimmungen. | 
Von dieſen beiden Normalerläſſ Die im Voranſtehenden gedachten Beſtimmungen des in Rede 
Ducliftentton gehörtg kundgem 10 ülfen, welche ebenfalls der formellen ſtehenden Normalerlaſſes find, weil fie das bei Nichtvorhandenſein einer 
erſtere dadurch beachtensw 55 9 de Verordnungen entrathen, iſt der Genoſſenſchaftscaſſe oder einer Genoſſenſchafts Unterſtützungs⸗(Kranken⸗ 
er e 18995 Bi mit Rückſicht auf den geänderten Caſſe durch 8 151 dem Ortsarmenfonde gewährleiſtete Perceptionsrecht 
den ohen cee be dent ovelle reformirten Genoſſenſchaft von gegenüber den auf Grund der Gewerbeordnung verhängten Geldſtrafen 
e FERN beg eten Anſchauung ausgehend das Percep- genügend reſpectiren, als geſetzlich begründet anzuſehen. 
Mn ſtscaſſe an ſich aus dem $ 151 G. O. hinaus- Mit deu letztzuerwähnenden Miniſterial-Erlaſſe vom 7. No- 
90 gveiterwähnte Normalerlaf vember 1894, 8. 48.247, wurde ausgeſprochen, daß die wegen Außer- 
Straffällige Amar e Genof malerlaß behandelt den Fall, wenn der achtlaſſung der in Betreff der Krankenverſicherung der Lehrlinge beſtehenden 
ae 8 Sehir gde ſenſchaft angehört, bei dieſer Genoſſenſchaft Normen verhängten Geldſtrafen nach Maßgabe der $ 69 A. K. V. G. zu⸗ 
rd dne 5 0 8 Ne nicht beſteht und die Genoſſenſchaft cor- zuweiſen find, wogegen die wegen Uebertretung der in der Gewerbe⸗ 
In 55 a 1 lt encaſſe beitritt. n ordnung enthaltenen Beſtimmungen über das Lehrlingsweſen verhängten 
5 Geld 11 Falle ſollen nach dem beſprocheuen Miniſterial⸗Erlaſſe Geldſtrafen jener Caſſe zuzuweiſen ſind, in welche die wegen Nicht⸗ 
90 5 a dann, wenn die andere Krankencaſſe den Beſtimmungen beachtung aller ſonſtigen Vorſchriften der Gewerbeordnung verhängten 
cases „ der 1883er Novelle vollkommen entſpricht, dieſer Kranken⸗ Geldſtrafen fließen. 
da, ſonſt aber dem betreffenden Ortsarmenfonde zufließen. Die Beſtimmung dieſes Erlaſſes iſt, ſoweit ſie das A. K. V. G. 


) Siehe Weigelsperg, Compendium, S. 274 und 276. ) Siehe Weigelsperg, Compendium, I. Nachtragsheft, S. 40, 


betrifft, vollkonnnen begrimdet und enthält in ihrem übrigen Inhalte 
keine meritoriſche Regelung, ſondern nur einen Hinweis auf die zu Recht 
beſtehenden Vorſchriften, weshalb die Nothwendigkeit einer Stellungnahme 
zu dieſem Erlaſſe entfällt. 

Wie viel Unklarheiten in der Praxis die Uuterſcheidung, ob der 
ſtraffällige Gewerbsinhaber thatſächlich Hilfsarbeiter beſchäftigt oder nicht 
und ſomit thatſächlich zu einer der in Betracht kommenden Krankencaſſen 
beitragspflichtig iſt oder nicht, ſowie die Relevirung weiterer mehr oder 
minder bedeutſamer Eintheilungsmerkmale verurſacht hat, lehrt uns die 
tägliche Judicatur ſämmtlicher Inſtanzen. 

Alle die beſprochenen, einer einheitlichen Reform dringend bedürftigen 
Normalerläſſe halten das Perceptionsrecht der Genoſſenſchaftscaſſe als 
ſolcher für erloſchen und ſchränken, ſoweit dies bei den einzelnen Erläſſen 


dargethan wurde, das Perceptionsrecht der Ortsarmenfonde weſentlich ein, 


ohne in beiden Richtungen einen Rückhalt an poſitiven Geſetzesbeſtim— 
mungen zu haben. 

Faßt man das bisher Vorausgeſchickte zuſaumnen, fo läßt ſich bei 
ſtricter Geſetzesauslegung für den Zuſtand de lege lata behaupten, daß 

J. die Bezirkskrankencaſſa lediglich einen geſetzlichen Anſpruch auf 
Zuweiſung der auf Grund des A. K. V. G. verhängten Geldſtrafen hat 
(§ 69 J. e.), und daß 

II. die auf Grund der Gewerbeordnung verhängten Geldſtrafen 

a) im Allgemeinen dem Ortsarmenfonde oder 

b) wenn der Straffällige zu einer Genoſſenſchafts- oder Unter— 
ſtützungscaſſe beitragspflichtig iſt, der Genoſſeuſchaft oder der Linter 
ſtützungscaſſe (als einer genoſſenſchaftlichen Annexanſtalt im Sinne des 
§ 128 der 1859er G. O.) zufallen. An Stelle der genanuten Unter 
ſtützungscaſſe kommt aber dermal die genofſenſchaftliche Gehilfenkranken— 
caſſa oder jene geſetzlich qualificirte Krankencaſſa in Betracht, welcher 
die Genoſſenſchaft auf Grund eines ordnungsmäßigen Beſchluſſes corporativ 
beigetreten iſt. 

Dem bezüglichen genoſſenſchaftlichen Beitrittsbeſchluſſe wäre aber, 
um über die oben erwähnten Bedenken hinwegzukommen, eine ſolche Faſſung 
zu geben, daß derſelbe zugleich die Geltendmachung des der Genofjen- 
ſchaftscaſſe als ſolcher zuſtehenden Perceptionsrechtes ansſchließen würde. 

Zum Schluſſe wäre in dieſem Zuſammenhange nur noch die Frage 
zu erörtern, ob und inwieferne das Geſetz vom 23. Februar 1897, 
R. G. Bl. Nr. 63, das bisher Dargeſtellte und die auf Grund dieſer Dar— 
ſtellung oben gewonnenen Theſen tangirt. 


Dieſes Geſetz, welches gleich der 1883er Novelle es unterlaſſen | 


hat, aus der bewirkten Neuregelung der genoſſeuſchafklichen Inſtitution 
die entſprechenden Schlüſſe in Anſehung einer zeitgemäßen Umgeſtaltung 
der Norm des § 151, Al. 2 G. O. zu ziehen, hat ſcheinbar in den Vor⸗ 
ſchriften des § 115 a, Al. 1 und vorletztes Alinea in einer Beziehung einen 
Schritt von der 1883er Novelle zu der 1859er Gewerbeordnung zurück— 


gethan, indem es die Unterſtützung der Mitglieder abermals in den 


legitimen Thätigkeitsbereich der Gewerbegenoſſenſchaften rückt. 
Die in § 115 a J. c. erwähnten Meiſterunterſtützungscaſſen und 
Meiſterkrankencaſſen ſtehen aber nur mittelbar auf dem Boden der Ge— 


werbeordnung, welche auch dermal die Errichtung dieſer Caſſen nicht unter 


den in § 114 angeführten beſonderen Genoſſenſchaftszwecken nennt, ſondern 
nur das Zuſtandekommen dieſer, auſ dem Boden eines ganz ſelbſtändigen 
Geſetzes (Geſetz vom 16. Juli 1892, R. G. Bl. Nr. 202), betreffend die 
regiſtrirten Hilfscaſſen, zu erleichtern ſucht. 

Es können ſomit dieſe Caſſen, einerlei ob ſie als facultative oder 
aber als obligatoriſche errichtet werden, in Auſehung des beſprochenen 
Strafgelder⸗Perceptionsrechtes nicht als die in § 151, Al. 2 G. O. ge 
dachten und in § 128 der 1859er G. O. vorgefehen geweſenen Unter- 
ſtützungscaſſen praktiſch in Betracht kommen. 

De lege ferenda wäre aber unter Benützung der in den be 


ſprochenen Normalerläſſen zum Ausdrucke gelangten werthvollen Zweck⸗ 


mäßigkeitserwägungen vor allem eine abſolut klare und einfache Norm 
anzuſtreben. 

Es wäre nur ein Perceptionsrecht der genoſſenſchaftlichen Kranken⸗ 
caſſe, beziehungsweiſe jener geſetzlich qualificirten Krankencaſſa, welcher 
die Genoſſenſchaft corporativ beizutreten beſchließt und ſodann ein Per⸗ 
ceptionsrecht der Bezirkskrankencaſſe in Ausſicht zu nehmen. 


Es müßte deshalb gegenüber dem dermaligen poſitiven Rechts⸗ 


zuſtande das Perceptionsrecht der Genoſſenſchaftscaſſa als ſolcher, ſowie 
das Perceptiousrecht des Ortsarmeufondes eliminirt werden. 

Für die Eliminirung des Perceptionsrechtes der Genoſſenſchafts— 
caſſe ließe ſich der, wie ſchon oben erwähnt wurde, geänderte Charakter 


der Gewerbegenoſſenſchaft nach dem Stande der 1883er Novelle geltend 
machen und die generelle Erſetzung des bisherigen Perceptionsrechtes des 
Ortsarmenfondes durch ein einzuführendes Perceptionsrecht der Be⸗ 
zirkskrankencaſſe könnte auf die Erwägung baſirt werden, daß die Be— 
zirkskrankencaſſe im Allgemeinen und in erſter Linie den gewerblichen 
Hilfsarbeitern gegenüber über den Rahmen der genoſſenſchaftlichen Organi— 
ſationen hinaus und bei dem Abgange beſonderer genoſſenſchaftlicher 
Krankencaſſen (in dem weiteren oben erwähnten Sinne) die wohlthätigen 
Functionen einer Unterſtützungscaſſe verſieht. 

Die übrigen im § 11 des A. K. V. G. gedachten Krankencaſſen 
wären im Allgemeinen bezüglich des in Rede ſtehenden Pereeptionsrechtes 
nicht in Betracht zu ziehen, weil ſie erſtens doch nur ſecundärer Natur 
ſind und ſtets eigentlich auf Unkoſten der Bezirkskrankencaſſe als der 
univerſellen Verſicherungsanſtalt zuſtande kommen. 

Es wäre an den berufenen Factoren, gelegentlich der mit dem 
Geſetze vom 23. Februar 1897, R. G. Bl. Nr. 63 nicht erſchöpften und 


mit dem Schluſſe der XII. Seſſion des Reichsrathes unerledigt gebliebenen 


weiteren Reform der Gewerbeordnung unter zweckeutſprechender Benützung 
des werthoollen, in den erwähnten Miniſterial-Erläſſen niedergelegten 
Ideenmateriales den §S 151, Al. 2 G. O. ſelbſt in einer erwünſcht bündigen 
Faſſung umzugeſtalten. Dieſe Abänderung könnte ungefähr folgenden Wort— 
laut annehmen: 

„Die auf Grund der Strafbeſtimmungen der Gewerbeordnung ver 
hängten Geldſtrafbeträge fließen, wenn der Straffällige als Mitglied oder 
als Angehöriger einer Gewerbegenoſſenſchaft angehört, welche eine eigene 
Gehilfenkrankencaſſe nach Vorſchrift des § 121, errichtet hat, oder einer 


| anderen, den Anforderungen des § 121, beziehungsweiſe des Geſetzes vom 


30. März 1888, R. G. Bl. Nr. 33, betreffend die Krankenverſicherung 
der Arbeiter, entſprechenden Krankencaſſe corporativ beigetreten iſt, in 
dieſe Krankencaſſa. In allen ſonſtigen Fällen fließen dieſe Beträge in 
den Reſervefond jener Bezirkskrankencaſſa, bei welcher die Hilfsarbeiter 
des Straffälligen, beziehungsweiſe die ſtraffülligen Hilfsarbeiter im Zeit 
punkte der begangenen Uebertretung kraukenverſicherungspflichtig waren 
oder, den befugten Gewerbebetrieb, reſpective die thatſächliche Verwendung 
von Hilfsarbeitern vorausgeſetzt, und bei dem Abgange einer beſonderen 
nicht bezugsberechtigten Krankencaſſe krankenverſicherungspflichtig geweſen 
wären. 


Mittheilungen aus der Praris. 


Eine auf das Haftpflichtgeſetz vom 5. März 1869, R. G. Bl. Nr. 27, 
geſtützte Klage kann vom Handelsgerichte nicht deshalb wegen In⸗ 
competenz a limine abgewieſen werden, weil eine Ereiguung im Ver⸗ 
kehre einer Eiſenbahn nicht vorliege. Die Entſcheidung über dieſe 
meritoriſche Rechtsfrage kann nur im Endurtheile erfolgen. 
In Angelegenheiten des ſelbſtändigen Wirkungskreiſes der k. k. Staats⸗ 
bahn⸗Directionen iſt der Sitz des k. k. Aerars nicht Wien, ſondern 
der Standort jener Finanzprocuratur, in deren Amtsſprengel die 
betreffende Staatsbahn⸗Direction gelegen iſt und welche daher das 
Aerar zu vertreten berufen iſt. 

Die Witwe des Aushilfs-Bahuwächters K. in der Station Herrn— 
dorf in Böhmen klagte das k. k. Eiſenbahn-Aerar beim k. k. Handels- 
gerichte Wien auf Grund des Haftpflichtgeſetzes vom 5. März 1869, 
R. G. Bl. Nr. 27, auf Zahlung einer Alimentation, weil ihr Gatte ſich 
durch ununterbrochene 60ſtündige Dienſtleiſtung eine Hirnhautentzündung 
zugezogen habe, welcher derſelbe erlegen iſt. 

Das k. k. Handelsgericht Wien wies mit Beſcheid vom 21. Juni 
1897, Z. 102.769, dieſe Klage wegen Incompetenz zurück, weil der be— 
hauptete Todesfall nach Inhalt der Klage ſich nicht als Folge einer Er- 
eignung im Verkehre der geklagten Bahn im Sinne des § 1 des Geſetzes 
vom 5. März 1869, R. G. Bl. Nr. 27, darſtelle und daher die Com— 
petenz des Handelsgerichtes nicht begründet ſei. 

Das k. k. öſterreichiſche Oberlandesgericht gab mit der Verfügung 
vom 21. Juli 1897, Z. 10.225, dem Recurſe der Klägerin theilweiſe 
Folge und beauftragte das k. k. Eiſenbahn-Aerar, über die vorliegende 
Klage binnen 30 Tagen die Einrede zu erſtatten; dies in der Erwägung, 
daß der Anſpruch aus dem Dienſtverhältniſſe zwiſchen K. und dem k. k. Eiſen⸗ 
bahn⸗Aerar abgeleitet wird, ſomit beim Beſtande des § 39, Abſ. 2 des 
Einf.⸗Geſ. zum Handelsgeſetzbuche und des Art. 272, Abſ. 3 und 390 
H. G. B. keineswegs die Unzuſtändigkeit des angerufenen Gerichtshofes 
eine offenbare iſt. Im Uebrigen aber, und inſoweit die Einleitung des 
Verfahrens im Sinne des Eiſenbahn-Haftgeſetzes abgelehnt wurde, wurde 


den Recurſe keine Folge gegeben, weil nach der eigenen Darſtellung der 


Klägerin der Tod des K nicht auf eine Ereignung im Sinne des Ge⸗ 


ſetzes vom 5. März 1869, R. G. Bl. Nr. 27, ſondern auf eine inſolge 
der Fortſetzung der Dienſtverrichtung über die normale Zeit eingetretene 
ſchwere Erkrankung zurückgeführt wird. 

Ueber Nerviſtonsrecurs der k. k. n. ö. Finanzprocuratur fand der 

. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 29. September 1897, 
3. 11.960, in Abänderung beider untergerichtlicher Entſcheidungen die 
Klage der K. wegen örtlicher Jucompetenz des k. k. Handelsgerichtes Wien 
zurückzuweiſen. a 
In der Begründung wird ausgeſprochen, daß die Entſcheidung der 
beiden unteren Inſtanzen, es liege eine Ereignung im Verkehre im Sinne 
des §1 des Geſetzes vom 5. März 1869, R. G. Bl. Nr. 27, nicht vor, 
dem Geſetze nicht entſpreche, weil die Klägerin ihren Anſpruch ausdrück— 
lich auf das Geſetz vom 5. März 1869 ſtützt und fie hienach gemäß $ 3 
dieſes Geſetzes ihre Klage jedenfalls bei einem Handelsgerichte, und zwar 
eutweder bei jenem, in deſſen Sprengel die geklagte Unternehmung ihren 
Sitz hat, oder die Ereignung eingetreten iſt, einbringen mußte, und weil 
die Frage, ob jene Umſtände, welche angeblich den Tod des K. zur Folge 
dur als eine Ereignung im Verkehre anzuſehen ſeien, das Meritum 
> betrifft, daher nur im Endurtheile, nicht aber in einem 
a NE erlaſſenen Beſcheide zur Entſcheidung gebracht werden kann. 

N Es iſt jedoch die örtliche Competenz des Handelsgerichtes Wien 
nicht begründet. Im Beſtande des § 23 Civ.⸗Jur.Norm kann nämlich 
von einem ausſchließlichen Sitze des Aerars in Wien nicht geſprochen 
werden. Vielmehr kann der citirte §S 23 nur dahin interpretirt werden, 
baß in dem einzelnen Streitſalle, wann und inſoweit der Wohnſitz, be⸗ 
ziehungsweiſe der Sitz des vom k. k. Aerar betriebenen Unternehmens 
maßgebend iſt, für Klagen gegen das k. k. Aerar jenes Gericht competent 
erſcheint „in deſſen Sprengel der Arnıtsfig jener k. k. Finanzprocuratur 
gelegen iſt, welche nach den diesfalls beſtehenden Vorſchriften das Aerar 
in dieſer Streitſache zu vertreten hat. Nachdem nun die in Rede ſtehende 
Angelegenheit gemäß der S$ 16 und 17, Z. 10, des zufolge der Kund— 
machung vom 28. Juli 1896, R. G. Bl. Nr. 129, am 1. Auguſt 1896 
in Wirkſamkeit getretenen Organiſationsſtatutes für die ſtaatliche Eiſen⸗ 
bahn⸗Verwaltung vom 19. Jänner 1896, R. G. Bl. Nr. 16, zum ſelbſt⸗ 
ſtändigen Wirkungskreiſe der k. k. Staatsbahn⸗Direction in Prag gehört 
und daher die k. k. Finanzprocuratur in Prag und nicht jene in Wien 


nach den bezüglichen Vorſchriften (Fin. Min.⸗Erl. vom 13. Auguſt 1851, 


R. G. Bl. Nr. 188, und vom 16. Februar 1855, R. G. Bl. Nr. 34 in 
dieſer Streitſache zur Vertretung des k. k. Aerars berufen erſcheint, ſo 


iſt im gegebenen Falle der Sitz der geklagten Unternehmung nicht in 
Wien, ſondern in Prag gelegen. Gemäß der Norm des 8 3 des Geſetzes 


vom 5. März 1869, R. G. Bl. Nr. 27 hatte ſonach die Klägeri i 

SE 5 3 1569, Bl. Nr. 27, ie Klägerin ledig— 
lich die Wahl, ihre Klage entweder bei dem Handelsgericht in Prag 
1 1915 jenem Handelsgerichte, in deſſen Sprengel der Ort Herrndorf 
wo die Ereignung eintrat, gelegen iſt, keinesfalls aber beim Annnlanmichte 
in ingen. ? 9 „ sfalls aber Ne 


Eineim Fabritslocale nich j 
brits nicht angeſchlagene 
der Dauer ihres Arbeiteverhältwinfes ons 
e 7 8 des Gewerbe⸗Inhabers gegenüber ſeinen Hilfs⸗ 
ern nicht als eine Vereinbarung über die Kündigungsfriſt 
geltend gemacht werden. 5 


Am 26. November 1895 führten die Fabriksarbeiter Joſef 9 
Wenzel K. in T., daun Joſef L. in P., welch letzterer a 
ſcheidung der Streitſache von der Klage zurücktrat, bei der Bezirkshaupt— 
Mannschaft in T. Beſchwerde über den Metallknöpfeſabrikanten Joſef H. 
in T., weil er ſie am 23. November 1895 ohne Grund und Kündigung 
ſofort aus der Arbeit entlaſſen habe, und verlangten den Erſatz des 
Lohnes täglicher 1 fl. 10 kr. für die entgangene 14tägige Kündigungs⸗ 
friſt; nach ihrer Ausſage verlangten ſie an dieſem Tage den früher 
alle 14 Tage ausgezahlten, damals ſchon ſeit 5 Wochen rückſtändigen 
Lohn, wurden jedoch vom Fabrikanten mit der Bezahlung auf den 
nächſten Montag vertröſtet, und als ſie die Aeußerung fallen ließen daß 
man feine Luft zur Arbeit habe, wenn man keinen Lohn erhalte, fofort 
nn der Arbeit entlaſſen; wegen einer Kündigungsfriſt fei bei ihrem 
Eintritte in die Arbeit nichts ausgemacht worden. 

80 9- erklärte gegenüber dieſer Klage am 1. December 1895, daß 
Ruf erdings richtig ſei, daß die Arbeiter früher alle 14 Tage ihren 
ehm erhielten und daß er infolge ſchlechten Geſchäftsganges die Aus⸗ 


noch den Arbeitern während 
bekannt gemachte Arbeits⸗ 


zahlung der Löhne auf alle 4 Wochen ſeſtgeſetzt habe; die Arbeiter R. 
und K. habe er eutlaſſen, weil fie die anderen Arbeiter auſhetzten, ihren 
rückſtändigen Lohn zu verlangen; nach der Fabriksordnung ſei eine 
Kündigungsfriſt nicht bedungen und könne infolge deſſen auch der Erſatz 
für die entgangene 14tägige Kündigungsfriſt nicht geleiſtet werden. 

R. und K. beſtritten dem entgegen bei ihrer Einvernahme am 
18. December 1895, die anderen Arbeiter auſgehetzt zu haben, R. gab 
außerdem an, daß eine Arbeitsordnung in den Fabrikslocalitäten nicht 
angeſchlagen geweſen ſei. 

Die Bezirkshauptmannſchaft verpflichtete mit dem Beſcheide vom 


27. December 1895, Z. 35.256, den Fabrikanten H. zum Erſatze des 


Lohnbetrages von 15 fl. 40 kr. an die Arbeiter R. und K., weil er 
weder einen der im § 82 G. O. aufgezählten Gründe zur ſofortigen 
Entlaſſung gehabt, noch auch mit dieſen Arbeitern eine beſondere Kün— 
digungsfriſt bei Abſchluß des Arbeitsvertrages ausgemacht habe. 

In dem hiegegen eingebrachten Statthaltereirecurſe führte H. an, 
daß er die genannten Arbeiter entlaſſen habe, weil fie ſich am 23. No⸗ 
vember 1895 (d. i. der Tag der Entlaffung) Branntwein in die Fabrik 
bringen ließen, die Arbeit um eine Stunde früher als feſtgeſetzt iſt ver- 
laſſen und hiedurch gegen die Beſtimmungen der §§ 8 und 3 Arbeits⸗ 
ordnung ſich vergangen haben (davon war im Verfahren der I. Inſtanz 
keine Rede), insbefonders aber berief er ſich auf 8 9 feiner von der 
Bezirkshauptmannſchaſt in T. unterm 17. November 1893, Z. 21.360, 
vidirten Arbeitsordnung, welche beſagt, daß „die ordnungsmäßige Löſung 
des Arbeits- oder Lohnverhältniſſes gegenſeitig ohne Kündigungsfriſt 
erfolgt“. 

Die Statthalterei hat mit der Entſcheidung vom 1. Februar 1896, 
Z. 15.941, den angefochtenen Beſcheid außer Kraft geſetzt, „weil nach 
8 9 der vidirten Arbeitsorduung die orduungsmäßige Löſung des Arbeits⸗ 
verhältniſſes gegenſeitig ohne Kündigungsſriſt erfolgt, demnach der An⸗ 
ſpruch der beiden Arbeiter unbegründet erſcheint“. 

Dagegen brachten R. und K. den Miniſterialrecurs ein, in 
welchem fie geltend machten, daß fie bis zum Momente ihrer Entlafjung 
von dem Beſtande einer Arbeitsorduung keine Ahnung hatten, nachdem 
ſelbe weder in den Arbeitslocalitäten affichirt war, noch auch ein Exem— 
plar derſelben, beziehungsweiſe der Inhalt (8 10 Arb. O.) ihnen mit⸗ 
getheilt worden iſt, unter dieſen Umſtänden könne auch von einer ſtill— 
ſchweigenden Unterwerfung unter dieſelbe nicht die Rede ſein, für die 
Recurrenten könne dieſe im Jahre 1893 vidirte Arbeitsordnung auch 
aus dem Grunde nicht bindend ſein, weil ſie bereits ſeit dem Jahre 1891 
bei H. in Arbeit waren und daher nicht „Eintretende“ im Sinne des 
§ 10 dieſer Arbeitsordnung waren. 

Das Recurspetit lautet auf Wieder-Inkraftfetzung des erſtinſtauz⸗ 
lichen Beſcheides und auf Zuſpruch der Koſten ihrer rechtsfreundlichen 
Vertretung im Betrage von 10 fl. 

Laut Berichtes des Gemeindeamtes T. vom 18. Auguſt 1896, 
Z. 753, iſt in den Fabrikslocalitäten des Joſef H. eine Arbeitsordnung 
niemals angeſchlagen und den Arbeitern niemals verlautbart worden. 
Den Recurrenten R. und K. wurde die Arbeitsordnung erſt am zweiten 
Tage nach ihrer Entlaffung von H. zugeſtellt. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit dem Erlaſſe vom 
6. November 1896, Z. 29.945, dem gegen die Statthalterei-Entſcheidung 
vom 1. Februar 1896, Z. 15.941 eingebrachten Recurſe des Joſeſ R. 
und Wenzel K. Folge gegeben und unter Behebung der angefochtenen 
Entſcheidung den Beſcheid der Bezirkshauptmannſchaft vom 27. Decem 
ber 1895, 3. 35.256, aus den Motiven desſelben, ſowie in der Er— 
wägung wieder in Kraft geſetzt, daß die Arbeitsorduung vom 12. October 
1893, auf welche ſich der Arbeitgeber beruft, nach den gepflogenen 
Erhebungen weder im Fabrikslocale angefchlagen, noch auch den Recur— 
renten während der Dauer ihres Arbeitsverhältnifies bekannt gemacht 
wurde und daher denſelben gegenüber nicht als eine Vereinbarung hin— 
ſichtlich der Kündigungsfriſt geltend gemacht werden kann. 

Dagegen wurde das im Recurſe geſtellte Begehren der genannten 
Fabriksarbeiter um Zuſpruch der mit dem Betrage von 10 fl. liqui⸗ 
dirten Koſten der rechtsfreundlichen Vertretung abgewieſen, weil im 
politiſchen Verfahren ein Zuſpruch von Parteikoſten, außer wo das Ge⸗ 
ſetz einen ſolchen ausdrücklich vorſchreibt, überhaupt nicht ſtattfindet. 

K. 


Not iz. 


(Betreffend den Nachweis des Betriebes eines Handels— 
gewerbes zum Zwecke der Feſtſtellung des Gerichtsſtandes des 
Erfüllungsortes) wurde nachſtehende Verordnung der Miniſter der Juſtiz, 
des Innern und des Handels vom 3. December 1897 herausgegeben: 

Nach 8 88 der Jurisdictionsnorm (Geſetz vom 1. Auguſt 1895, R. G. Bl. 
Nr. 111) wird unter Perſonen, welche ein Handelsgewerbe betreiben, der Ge: 
richtsſtand des Erfüllungsortes auch durch die unbeanſtändet gebliebene Annahme 
einer zugleich mit der Waare oder ſchon vor deren Einlangen überſendeten 
Factura begründet, welche mit dem Vermerke verſehen iſt, daß die Zahlung an 
einem beſtimmten Orte zu leiſten iſt und daß an demſelben Orte die Klagen 
aus dem Geſchäfte angebracht werden können. Zum Zwecke der Durchführung 
dieſer Beſtimmung wird auf Grund des Art. XXIV des Geſetzes vom 1. Auguſt 
1895 (R. G. Bl. Nr. 110) verordnet: 

§ J. Soferne infolge Beſtreitung der Zuſtändigkeit des Gerichtes nach⸗ 
gewieſen werden muß, daß eine Proceßpartei zu den Perſonen gehört, welche 
ein Handelsgewerbe betreiben, iſt dieſer Nachweis in Betreff inländiſcher gewerb⸗ 
licher Unternehmungen insbeſondere dann als erbracht anzuſehen, wenn 1. durch 
ein gerichtliches Zeugniß nachgewieſen wird, daß die Firma der Perſon oder der 
Unternehmung im Handelsregiſter eingetragen iſt, oder wenn 2. durch ein Zeugniß 
der Gewerbebehörde beſtätigt wird, daß die Perſon oder Unternehmung ein 
Handelsgewerbe im engeren Sinne (8 1, Abſ. 3 der Gewerbeordnung) betreibt. 

8 L. Gerichtliche Zeugniſſe über die Eintragung im Handelsregiſter find 
in der Gerichtskanzlei des Gerichtshofes zu erwirken, bei dem das Handelsregiſter 
geführt wird. Zeugniſſe, deren Ausſtellung mit dem ausdrücklichen Hinweiſe be⸗ 
gehrt wird, man benöthige ſie für einen Proceß, müſſen ſogleich und jedenſalls 
noch am ſelben Tage ausgefertigt und ausgefolgt werden. Eine Beurkundung 
eines mündlichen Anſuchens, dem entſprochen wird, findet nicht ſtatt. 

83. Das in §1, 3.2 angeführte gewerbebehördliche Zeugniß darf nur er: 
theilt werden, wenn entweder von der Perſon oder von der Unternehmung, über 
deren gewerblichen Betrieb der Nachweis zu erbringen iſt, der Betrieb des 
Handels angemeldet iſt, oder wenn durch eine rechtskräftige Entſcheidung der 
dazu berufenen Behörde (SI, Abſ. 4 der Gewerbeordnung) feſtgeftellt iſt, daß das 
gewerbliche Unternehmen als ein Handelsgewerbe im engeren Sinne anzuſehen 
iſt. Soferne es an letzterer Entſcheidung fehlt, iſt daher das gewerbebehördliche 
Zeugniß insbeſondere auch in Anſehung aller derjenigen gewerblichen Unter⸗ 
nehmungen zu verſagen, welche ohne Anmeldung des Handelsgewerbes den Handel 
mit ihren eigenen Erzeugniſſen oder mit ſolchen Waaren betreiben, deren Er⸗ 
zeugung in den Umfang ihrer gewerblichen Befuügniſſe fällt. 

§ 4. Wegen Erlangung des gewerbebehördlichen Zeugniſſes iſt ſich an die 
Gewerbebehörde erſter Inſtanz zu wenden, welche das Gewerberegiſter führt. Das 
Anſuchen kann mündlich angebracht werden. Wer ein ſolches Zeugniß begehrt, 
hat anzugeben, daß er es zur Feſtſtellung des Gerichtsſtandes des Erfüll ungs⸗ 
ortes benöthigt; eine Beſcheinigung darüber kann nicht gefordert werden. 

§ 5. Das gewerbebehördliche Zeugniß iſt in Form eines Auszuges aus der 
Gewerbeurkunde (Gewerbeſchein, Conceſſion) oder durch Bekanntgabe und Beſtä⸗ 
tigung des Wortlautes der Gewerbsanmeldung, wenn es ſich aber auf die Ent⸗ 
ſcheidung der in § 1, Abſ. 4 der Gewerbeordnung genannten Behörden gründet, 
durch Bekanntgabe und Beſtätigung des Inhaltes diefer Entſcheidung zu ertheilen. 
Die Ausfertigung dieſes Zeugniſſes hat mit thunlichſter Beſchleunigung, und 
zwar in der Regel noch am Tage des Anſuchens zu geſchehen. 

§ 6. Wegen Verweigerung des gewerbebehördlichen Zeugniſſes ſteht der 
Partei der Recurs an die Oberbehörde offen. 

8 7. Diefe Verordnung tritt am 1. Jänner 1898 in Wirkſamkeit. 


PBerjonalien 


Se. Majeſtät haben den Legationsrath II. Kategorie Leop. Grafen Bo: 
leſta-Koziebrodzki zum Legationsrathe I. Kategorie, den Legations⸗Secretär 
Paul Grafen Eſterhäzy v. Galantha u. Forchtenſtein zum Legations⸗ 
rathe II. Kategorie, den Viceconſul Adalbert Rakovszky v. Nagy-Rako, 
ſowie den Geſandtſchafts⸗Attache Ludw. v. Callenberg zu Legations⸗Secretären 
ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Legationsrathe II. Kategorie Carl Freih. v. Br aun 
das Ritterkreuz des Leopolds⸗Orden, dem Legations⸗Secretär Leop. Ritter v. Zwier⸗ 
zina den Titel eines Legationsrathes, beiden tarfrei, ſowie den Geſandtſchafts⸗ 
Attaches Laurenz Grafen Szapäry v. Szäpär, Mura⸗Szombat, Széchy⸗ 
Sziget, Letenye u. Ereſe, Moriz Grafen Dubsky v. TZebomyslié und 
Geza Freih. Duka v. Radar den Titel eines Legations⸗Secretärs verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Miniſterium des Innern 
Med.⸗Dr. Joſef Daimer den Orden der eiſ. Krone III. Claſſe taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Auguſt Tauber v. Tauben⸗ 
berg der k. k. Statthalterei in Prag den Titel und Charakter eines Hofrathes 
taxfrei verliehen. a 

Se. Majeſtät haben dem Oberpoſtverwalter Earl Ebert in Reichenberg 
taxfrei den Titel eines kaiſerl. Rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem penſtonirten Liquidator des Verſatzamtes in 
Wien Auguſt Schilling den Titel eines kaiſ. Rathes tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directions⸗Adjuncten bei der k. k. 
Statthalterei in Linz Joſef Biefel den Titel und Charakter eines Hilfsämter⸗ 
Directors verliehen. f 

Der Finanzminiſter hat den Obercontrolor Wilh. Svoboda zum In⸗ 
ſpector der techniſchen Finanzcontrole der Finanz-Landesbehörden in Wien, Anz 
und Salzburg ernannt. 


8 


2 — 8 


Erledigungen. 


Mehrere Landesregierungs Conceptspraktikantenſtellen, 
und zwar eine mit 600 fl. Adjutum, die übrigen mit je 500 fl. Adjutum bei der 
politiſchen Verwaltung in Kärnten“) bis 20. Febr. (Amtsbl. Nr. 17.) 

Mehrere Polizeiconcipiſten- u. adjutirte Polizeiconcepts⸗ 
praktikantenſtellen bei der k. k. Polizeidirection in Trieit*) bis 12. Februar. 
(Amtsbl. Nr. 23.) 

Scriptorsſtelle mit der VIII. Rangsclaſſe bei der k. k. Stud. Bibliothek 
in Klagenfurt bis 15. März. (Amtsbl. Nr. 24.) 

Stadtraths⸗Commiſſärsſtelle beim Stadtrathe Marburg mit 1400 fl. 
1 300 fl. Quartiergeld und Quinquennien bis 15. März. (Amtsbl. 

r. 20. 

Rechnungspraktikantenſtelle mit 300 fl. Adjutum beim k. k. Ackerbau⸗ 
miniſterium bis 16. Febr. (Amtsbl. Nr. 27.) 

Oberbezirksarztens ſtelle der VIII. Rangsclaſſe, eventuell Bezirke: 
arztensſtelle der IX. Rangsclaſſe, Sanitäts⸗Conecipiſtenſtelle in der 
95 eee bei der k. k. Landes⸗Regierung in Krain bis 2). Febr. (Amtsbl. 
Nr. 27. 


) Wiederholt wegen Ergänzung. 


IL 


Imdllecrelär- ud Stadiingenieurllelle 


Bei der Stadtgemeinde Korneuburg iſt die Stelle des Stadtſecretärs 

und jene des Stadtingenieurs zu beſetzen. 
8 Mit der Stadtſecretärſtelle ſind jene Bezüge verbunden, auf welche ein in 
Korneuburg ſtationirter k. k. Staatsbeamter der IX. Rangsclaſſe, mit der Stadt: 
ingenieurſtelle jene Bezüge, auf welche ein hier ſtationirter k. k. Staatsbeamter 
der VIII. Rangsclaſſe auf Grund der jeweiligen geſetzlichen Beſtimmungen nach 
Maßgabe ſeiner Dienſtzeit (Quinquennalzulagen) Anſpruch hat, wobei bemerkt 
wird, daß dieſe Stellen ſofort nach dem Dienſtesantritte mit den durch den 
5 über die Regulirung der Staatsbeamtengehalte feſtgefetzten Bezügen 
otirt ſind. 

Der Stadtſecretär bezieht demnach ſofort nach ſeinem Dienſtesantritte einen 
Jahresgehalt von 1400 fl. und eine Activitätszulage von 200 fl., 

der Stadtingenieur einen Jahresgehalt von 1800 fl. und eine Activitäts⸗ 
zulage von 240 fl. in monatlichen im vorhinein fälligen Raten. 

Der Stadtingenieur wird auch als Schätzmeiſter bei der ſtädtiſchen Spar⸗ 
e und für die in dieſer Eigenſchaft geleiſteten Dienſte beſonders 
entlohnt. 

Nach Ablauf einer fünfzehnjährigen tadelloſen Dienſtleiſtung rückt der 
Stadtſecretär in die jeweiligen Bezüge der VIII. Rangsclaſſe und nach einer 
dreißigjährigen tadelloſen Dienſtleiſtung in jene der VII. Rangsclaſſe vor. 

Der Stadtingenieur avancirt nach einer fünfzehnjährigen tadelloſen Dienſt⸗ 
leiſtung in die jeweiligen Bezüge der VII. Rangsclaſſe. 

Mit diefen beiden Dienſtesſtellen iſt ein Anſpruch auf Peuſion nach den 
jeweilig für die Staatsbeamten geltenden Normen und ein Holzdeputat verbunden. 
Die unmittelbar vor der Erlangung dieſer Stellen im Staats⸗ oder Landesdienſte 
zugebrachte Dienſtzeit wird bei der Penſionirung eingerechnet. 

Die definitive Anſtellung erfolgt nach zufriedenſtellender ſechsmonatlicher 
Dienſtleiſtung, während welcher es dem Bürgermeiſter freiſteht, den betreffenden 
Beamten ohne Angabe eines Grundes und ohne weitere Entſchädigung des Dienſtes 
zu entlaſſen. Im übrigen iſt die Probedienſtzeit der definitiven gleichgehalten. 

Bewerber um die Stadtſecretärſtelle müſſen den Nachweis der öſterreichiſchen 
Staatsbürgerſchaft, der mit gutem Erfolge abgelegten drei juridiſchen Staats⸗ 
prüfungen und der in einem öſterreichiſchen Kronlande für die politiſche Geſchäfts⸗ 
führung abgelegten praktiſchen Prüfung erbringen oder ſich wenigſtens verpflichten, 
die l Prüfung während der halbjährigen Probepraxis abzulegen. 

ewerber um die Stadtingenieurſtelle müſſen außer dem Nachweiſe der 

öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft das Zeugniß über die an einer techniſchen 
Hochſchule des Inlandes aus dem Ingenieur⸗ oder aus dem Hochbaufache mit 
gutem Erfolge abgelegte zweite Staats oder Diplomprüfung und über die für 
den öſterreichiſchen Staaksbaudienſt abgelegte Prüfung beibringen, oder ſich 
wenigſtens verpflichten, die letztgenannte Prüfung während der halbjährigen 
Probepraxis abzulegen. 

Die auf dieſe Weiſe inſtruirten Geſuche ſind bis 

1. Mürz 1898 

hieramts vorzulegen. 

Bewerber, welche im Staats- oder Landesdienſte ſtehen, erhalten den Vorzug. 


Stadtvorſtehung Korneuburg 


am 21. Jänner 1898. 


Der Bürgermeiſter: 
Schaumann. 


9 Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 11 und 12 der Erkennutniſſe 1897. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 
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